
C. Löser Verwaltungsprozessrecht 2015

Der Rechtsbehelf der Erinnerung

Die Erinnerung ist ein förmlicher Rechtsbehelf, mit dem in den gesetzlich bestimmten Fällen gegen Entscheidungen oder  
Maßnahmen eines beauftragten oder ersuchten Richters, eines Urkundsbeamten oder eines als Vollstreckungsorgan han-
delnden Gerichtsvollziehers oder Vollstreckungsgerichts die Entscheidung des Gerichts beantragt werden kann, dem der be-
auftragte Richter angehört, das den Richter ersucht hat, dem der Urkundsbeamte angehört oder das die Vollstreckung ver -
fügt hat. Mangels Devolutiveffekts (über die Erinnerung entscheidet dieselbe Gerichtsinstanz) und wegen ihres untergeord-
neten Gegenstands sind Erinnerungen abzugrenzen von den gegen Entscheidungen (Urteile, Gerichtsbescheide, Beschlüs-
se) eines Gerichts (Spruchkörper oder Einzelrichter, Vorsitzender oder Berichterstatter) gerichteten Rechtsmitteln.

Allgemein bestimmt § 151 VwGO, dass gegen die Entscheidungen des beauftragten oder ersuchten Richters oder des Ur -
kundsbeamten die Entscheidung des Gerichts beantragt werden kann. Die Bezeichnung als Erinnerung findet sich weder im 
Normtext, noch haben einzelne Paragraphen in der VwGO eine amtliche Überschrift, doch findet sich die Bezeichnung in der  
amtlichen Überschrift des 14. Abschnitts der VwGO, in dem § 151 steht. Auch sind prozessrechtlich Antrag auf Entscheidung 
des Gerichts und Erinnerung Synonyme.

Beauftragter Richter ist ein berufsrichterliches Mitglied des erkennenden Gerichts, das von diesem mit der Beweiserhebung 
im Vorfeld der mündlichen Verhandlung beauftragt ist (§ 96 II VwGO). Ersuchter Richter ist ein Berufsrichter eines anderen 
Gerichts, das von dem erkennenden Gericht durch Bezeichnung der einzelnen Beweisfragen um die Beweisaufnahme er -
sucht wurde (§ 92 II VwGO, vgl. § 362 ZPO). Urkundsbeamter ist ein Urkundsbeamter einer Geschäftsstelle (§ 13 VwGO). 
Einschlägig ist § 151 VwGO hier bspw. für die Erinnerung gegen die Entscheidung des Urkundsbeamten über die Gewäh -
rung von Akteneinsicht  (§ 100 I  VwGO) oder die Erteilung von Ausfertigungen, Auszügen, Ausdrucken oder Abschriften 
(§ 100 II 1 VwGO).

Fristerfordernis der Erinnerung nach § 151 VwGO ist die Beantragung innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der  
Entscheidung; Formerfordernis ist die schriftliche oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Ge -
richts erfolgende Antragstellung.

Gegen die Festsetzung der zu erstattenden Kosten durch den Urkundsbeamten nach § 164 VwGO kann gem. § 165 i.V.m. 
§ 151 VwGO die Entscheidung des Gerichts beantragt werden (Erinnerung gegen die Kostenfestsetzung). Speziell geregelt  
sind daneben die Erinnerung gegen den Kostenansatz in § 66 GKG und die Erinnerung gegen die Vergütungsfestsetzung in 
§ 56 RVG. Nicht statthaft ist hingegen eine Erinnerung gegen die Kostengrundentscheidung, denn diese wird vom Gericht 
getroffen (§ 161 VwGO). Die Kostenentscheidung dem Grunde nach ist gem. § 158 I VwGO nicht isoliert, sondern nur im 
Rahmen eines Rechtsmittels gegen die Hauptsacheentscheidung anfechtbar; ist eine Entscheidung in der Hauptsache nicht  
ergangen, so ist die Kostengrundentscheidung gem. § 158 II VwGO unanfechtbar.

Im Rahmen des Prozesskostenhilfeverfahrens (§ 166 VwGO i.V.m. §§ 114 ff. ZPO) kann gem. § 166 VI VwGO Erinnerung 
gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten nach § 166 II und III VwGO erhoben werden; Fristerfordernis ist die Erhebung 
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung. Den vor- bzw. außerprozessualen Bereich betrifft demge-
genüber die Beratungshilfe; für das Beratungshilfeverfahren besteht die Möglichkeit der Erinnerung nach § 7 BerHG.

Im Bereich der Vollstreckung (Klauselverfahren, Vollstreckungsverfahren) schließlich besteht für den Vollstreckungsschuld-
ner gem. § 167 I VwGO i.V.m. § 732 I ZPO die Möglichkeit, Einwendungen gegen die Zulässigkeit der Erteilung einer Voll -
streckungsklausel im Wege der Erinnerung geltend zu machen (Klauselerinnerung); für Einwendungen des Vollstreckungs-
gläubigers gegen Entscheidungen eines Urkundsbeamten die Vollstreckungsklausel betreffend ist hingegen auf die allgemei-
ne Erinnerung nach § 151 VwGO (s.o.) zurückzugreifen. Vollstreckungsgläubiger, Vollstreckungsschuldner und betroffene 
Dritte können gem. § 167 I VwGO i.V.m. § 766 ZPO Erinnerung betreffend die Art und Weise von Vollstreckungsmaßnahmen 
oder das von einem Gerichtsvollzieher bei der Vollstreckung zu beachtende Verfahren erheben (Vollstreckungserinnerung).


